
 
Kleine Anfrage 
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Ehrenamt durch Steuermittel digitalisiert 
und  
Antwort  
Ministerin für Digitalisierung und Innovation 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Das Landesprogramm „Ehrenamt digitalisiert“ soll laut Eigenbeschreibung die Digitalisierung gemeinnütziger 
Strukturen fördern – insbesondere durch Anschaffung digitaler Geräte sowie Optimierung interner Vereins-
prozesse. Auch Schulungen der ehrenamtlich Tätigen sind vorgesehen. Aufgrund der vollständigen  
Finanzierung durch Steuermittel und der Knappheit der verfügbaren Fördermittel sind Zweckmäßigkeit,  
Wirkung und Vergabepraxis kritisch zu hinterfragen. Es drängt sich der Eindruck auf, dass teilweise Förder-
versprechen suggeriert werden, deren Einlösung systemisch unmöglich ist. Zudem bleiben Transparenz,  
konkrete Zielerreichung und ein messbarer gesellschaftlicher Nutzen in weiten Teilen offen. 
 
Vorbemerkung Ministerin für Digitalisierung und Innovation: 
Ehrenamt und gemeinnütziges Engagement sind ein zentraler Grundpfeiler unserer Gesellschaft. 
Deshalb hat das Ehrenamt einen hohen Stellenwert innerhalb Hessens. Zusätzlich ist die  
Förderung des Ehrenamts als Staatsziel in der hessischen Verfassung formuliert. Über  
2,3 Millionen Hessinnen und Hessen sind ehrenamtlich tätig. Das Ehrenamt ist damit eine  
tragende Säule unserer Gesellschaft. 
 
Das Programm „Ehrenamt digitalisiert“ wurde im Jahr 2020 aufgelegt. Die Förderrichtlinie 
(FRL) wurde im Jahr 2022 angepasst und steht permanent im Fokus der Optimierung. Das  
Programm wird vollständig innerhalb des Ministeriums für Digitalisierung und Innovation (HMD) 
abgewickelt. Dies führt dazu, dass das Feedback der Nutzerinnen und Nutzer ungefiltert und in 
Gänze ankommt. Das zuständige Referat führt im Schnitt pro Jahr zwischen 600 und 800 Anrufe 
mit Interessierten, Antragstellerinnen und Antragstellern sowie Empfängerinnen und Empfängern 
durch und bearbeitet im Durchschnitt zwischen 1.300 und 1.400 E-Mails pro Förderperiode. 
Demzufolge erfolgt ein reger Austausch mit den Antragstellerinnen und Antragstellern von der 
Antragstellung bis hin zur Abwicklung der Förderung. Auf dieser Basis der Interaktion können 
die Rückmeldungen zu den umgesetzten Projekten insgesamt als überaus positiv betrachtet  
werden. 
 
Darüber hinaus sei anzumerken, dass diese Nutzergruppe Anträge und die Projektumsetzung in 
vielen Fällen in der Freizeit – zusätzlich zu ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit – und nicht im Rahmen 
einer hauptberuflichen Tätigkeit übernimmt. Somit ist es uns ein großes Anliegen, die büro- 
kratischen Hürden so gering wie aktuell möglich zu halten. 
 
Insgesamt hat das Programm „Ehrenamt digitalisiert“ den Fokus darauf, gemeinnützigen  
Institutionen die Möglichkeit zu geben, Teil des gesellschaftlichen Wandels zu sein und diesen 
mitzugestalten. Dies fängt häufig schon im Kleinen an, bei der Digitalisierung von Papier- 
Ordnern und reicht bis zur Einführung einer alle Sparten umfassenden Vereins-App. Durch die 
stetige Anpassung der internen und externen Prozessabwicklung und der förderfähigen Inhalte des 
Programms ist die Landesregierung davon überzeugt, mit „Ehrenamt digitalisiert!“ die Zukunfts-
fähigkeit der hessischen Vereinslandschaft und damit auch die hessische Gesellschaft zu stärken. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
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Frage 1 Welche strukturellen Schwächen oder Fehlentwicklungen hat die Landesregierung im Vollzug des 
Programms „Ehrenamt digitalisiert“ seit Einführung festgestellt? Bitte auf interne Evaluierungs-
berichte und konkrete Schwachstellenanalysen Bezug nehmen. 

 
Nach jeder Förderrunde wird ein interner Bericht („Lessons learned“) durch alle im Verfahren 
beteiligten Personen erstellt. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse haben im Rahmen der  
vergangenen fünf Förderrunden zu folgenden Anpassungen geführt: 
 
Einführung eines Newsletter-Verteilers. 
Direkt im ersten Jahr der Förderung wurde festgestellt, dass es aufgrund des begrenzten Antrags-
zeitraums sinnvoll ist, dass die Antragstellerinnen und Antragsteller neben den üblichen  
Kommunikationswegen über Pressemitteilungen, die Homepage des HMD und Social Media auch 
proaktiv durch das HMD informiert werden, wenn eine weitere Förderrunde geplant ist. Hierfür 
wurde ein Informationsnewsletter eingeführt, der von den Antragstellerinnen und Antragstellern 
rege genutzt wird. In der aktuellen Legislatur konnten so beispielsweise 291 Interessenten  
proaktiv über den Newsletter erreicht werden.  
 
Automatisierte Prüfung von Betragsgrenzen bereits bei der Antragstellung. 
Seit der Umstellung der Online-Antragsplattform ab dem Förderjahr 2021 erfolgt eine auto- 
matisierte Prüfung der Betragsgrenzen bereits während des Prozesses der Antragstellung. Die 
Ablehnung eines Antrages aufgrund nicht eingehaltener Betragsgrenzen (zum Beispiel Mindest-
fördersumme nicht erreicht) wird damit vermieden. 
 
Berücksichtigung von Ausgaben für das Betätigungsfeld. 
Aufgrund der Erfahrungen der ersten beiden Förderjahre wurde mit dem Förderjahr 2022 die 
Möglichkeit geschaffen, die Ausgaben für Maßnahmen im Betätigungsfeld der Vereine  
(Projektanteile, die unmittelbar mit der Vereinsaktivität zusammenhängen und nicht der Digitali-
sierung der Verwaltung dienen) separat darzustellen und in die Projektplanung aufzunehmen. Dies 
trägt sowohl den Anforderungen der Antragstellerinnen und Antragstellern Rechnung, als auch 
dazu bei, eine ganzheitliche Digitalisierung in der geförderten Institution zu unterstützen. 
 
Anpassung der internen und externen Prozesse. 
Zur Sicherstellung einer effizienten und zügigen Bearbeitung der Anträge wurden die internen 
und externen Prozesse sukzessive angepasst. Dies sind im Bereich der internen Prozesse folgende 
Maßnahmen: 
• Automatisierte, medienbruchfreie Übertragung der Online-Antragsdaten in das Bewirtschaf-

tungssystem des HMD für Förderungen, 
• Nutzung einer elektronischen Unterschrift für die Zuwendungsbescheide, 
• Nutzung von „Massenfunktionalitäten“ zur Erstellung von standardisierten Bescheiden. 
 
Im Bereich der externen Prozesse wurden folgende Maßnahmen umgesetzt: 
• Automatisierte Prüfung der Betragsgrenzen (zum Beispiel Eigenmittel):  

Direkte Rückmeldung im Antragsprozess an den Antragstellenden mit der Möglichkeit der 
Korrektur, 

• Einrichtung einer Funktionalität zum „Zwischenspeichern“ von Anträgen: 
Der Antragstellende kann die Antragstellung jederzeit unterbrechen und wieder aufnehmen. 

• Bei Online-Antragstellung: 
Verzicht auf die Vorlage eines unterschriebenen Antragsdokuments. 
Die Online-Antragstellung ist ausreichend. Es müssen keine weiteren Dokumente eingereicht 
werden. 

• Nutzung „digitaler Rückkanal“: 
Elektronische Bescheidzustellung in die Cloud beziehungsweise das Unternehmenskonto. 
Schnelle Zustellung durch Verzicht auf Postversand. Keine Rückläufer (weil zum Beispiel an 
der Vereinsadresse kein Briefkasten ist oder der Briefkasten nur unregelmäßig geleert wird). 

 
Ähnliche beziehungsweise identische Anträge mehrerer Institutionen mit dem gleichen 
Dienstleister. 
In der vergangenen Förderperiode kam es vermehrt zu Anträgen, die inhaltlich ähnlich,  
beziehungsweise nahezu identisch waren. Aus Gesprächen mit den Antragstellerinnen und  
Antragstellern hat sich ergeben, dass die Anträge durch Dienstleister formuliert und den Antrag-
stellerinnen und Antragstellern dann für die Antragstellung zur Verfügung gestellt wurden. Hier-
bei wurden zudem ähnliche Kostenpläne eingereicht, die nicht die tatsächlichen Gegebenheiten 
der Antragstellenden widergespiegelt haben. 
 
Aufgrund der strukturierten Antragsprüfung konnten diese Anträge identifiziert werden. 
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Frage 2 Welche konkreten Kritikpunkte haben teilnehmende oder abgelehnte Vereine gegenüber der  
Landesregierung im Rahmen des Programms geäußert? Bitte alle dokumentierten Kritikpunkte  
systematisch kategorisiert darstellen. 

 
In einzelnen Fällen wurde durch die Antragstellenden die Mindestfördersumme kritisiert. Konkret 
bezog sich die Kritik darauf, dass eine Antragstellung für lediglich einzelne beziehungsweise 
kleine Maßnahmen, wie beispielsweise die Anschaffung eines Laptops oder kleinerer Projekte, 
nicht möglich ist. 
 
In diesen Fällen wurden die Antragstellerinnen und Antragsteller auf weitere Fördermöglichkeiten 
seitens des Landes hingewiesen. Dies führte in der Regel dazu, dass die Kritik nicht aufrecht-
erhalten wurde. 
 
Aufgrund der hohen Antragszahl und der damit verbundenen Bearbeitungszeit wurde durch die 
Antragstellerinnen und Antragsteller eine Beschleunigung bei der Bearbeitung der Anträge  
gewünscht. Hierzu wurden verschiedene Maßnahmen im Bereich der internen und externen  
Prozesse umgesetzt, die bereits in der Antwort zur Frage 1 erläutert wurden. 
 
Eine weitere Rückmeldung von Seiten der Antragstellerinnen und Antragsteller war die  
Anregung, dass auch Maßnahmen für das Betätigungsfeld berücksichtigt werden sollten. Diese 
Anregung wurde fachlich bewertet und als zielführend für die Digitalisierung der gemeinnützigen 
Institutionen bewertet. Eine Umsetzung erfolgte erstmals für das Förderjahr 2022. 
 
Um übergeordnete Unklarheiten möglichst von Beginn an zu minimieren, werden ebenfalls seit 
dem Jahr 2022 vor Öffnung der Antragsplattform jährlich zwei Online-Informationsver- 
anstaltungen am Abend für Interessenten durchgeführt, bei denen die allgemeinen Informationen 
sowie die Zielrichtung des Förderprogramms vorgestellt werden. Zudem besteht bei der Online-
Veranstaltung die Möglichkeit, auf individuelle Fragestellungen einzugehen, sodass Unsicher-
heiten oder offene Fragen zu dem Programm an sich oder dem Modus der Antragstellung  
frühzeitig begegnet werden kann. 
 
Mit den Rückmeldungen der ersten Förderperioden wurde mehrfach der Wunsch nach einer Aus-
tauschveranstaltung zwischen den geförderten Institutionen geäußert. Dieser Anregung ist das 
HMD im Jahr 2023 nachgekommen und hat die geförderten Institutionen bei zwei Veranstaltungen 
in Kassel und Wiesbaden zusammengebracht. Die Veranstaltungen wurden durch weitere Akteure 
aus dem Bereich Ehrenamt mit einem „Markt der Möglichkeiten“ ergänzt und fanden großen 
Zuspruch beim Teilnehmerkreis. 
 
Des Weiteren wurde die Frage aufgeworfen, warum bei einem digitalen Antragsprozess der  
Bescheid noch postalisch zugestellt wird. Die digitale Zustellung wurde mit der Einführung des 
digitalen Rückkanals – der erstmals für ein auf Landesseite verwaltetes Förderprogramm genutzt 
wurde – im Förderjahr 2025 möglich gemacht und führte zu viel Akzeptanz und positiver Rück-
meldung durch die Antragstellerinnen und Antragsteller. Zur weiteren Erläuterung wird auf die 
Ausführungen bei der Antwort zu der Frage 1 verwiesen. 
 
 
Frage 3 Nach welchen formalen und inhaltlichen Kriterien erfolgt die Auswahl der förderfähigen Anträge? 

Bitte Bewertungsmatrix, Priorisierung und Entscheidungsinstanzen darlegen. 
 
Die Auswahl der förderfähigen Anträge erfolgt anhand der in der FRL genannten Kriterien.  
Neben den formalen Kriterien wie Höhe der beantragten Förderung, Höhe der Eigenmittel und 
Anteil der Ausgaben für das Betätigungsfeld, die bereits im Antragsprozess automatisiert geprüft 
werden, erfolgt die Auswahl der förderfähigen Anträge nach den in Nr. 2 Absatz 3 der FRL 
genannten Kriterien. Die Bewertung erfolgt dabei auf einer Skala von 1 bis 3. 
 
Kriterium „Ganzheitlichkeit“: 
1 = einfach (einfache Ausführungen zu den Maßnahmen), 2 = mittel (abgestimmte Ausführungen 
und Verbindungen zu den Maßnahmen), 3 = hoch (umfangreiche Ausführungen beziehungsweise 
Berücksichtigung von weiteren Aspekten wie beispielsweise Verordnung (EU) 2016/679 (Daten-
schutz-Grundverordnung – DSGVO). 
 
Kriterium „Umfang bzw. Innovationsgehalt des Digitalisierungsvorhabens“: 
1 = einfach (zum Beispiel nur Tablet mit Software und eine Person aus der Institution schult), 
2 = mittel (zum Beispiel PC mit Software in Cloud und externe Schulung), 3 = hoch (zum 
Beispiel vollumfängliche Digitalisierung mit Berücksichtigung individueller Anforderungen des 
Antragstellenden). 
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Kriterium „Nachhaltigkeit des Digitalisierungsvorhabens“: 
Hierzu zählt zum Beispiel die dauerhafte Datensicherung oder das Vorhandensein von eigenen 
IT-Ansprechpartnern. Hier erfolgt ebenfalls eine Einstufung auf einer Skala von 1 bis 3.  
1 = einfach (kurze Ausführungen zur Nachhaltigkeit), 2 = mittel (Nachhaltigkeit wird separat 
behandelt und dargestellt), 3 = hoch (Nachhaltigkeit wird ausführlich dargestellt). Zudem wird 
im Rahmen der sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel die Wirtschaft-
lichkeit der Projekte geprüft. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Kriterien erfolgt eine fachliche Einordnung der Anträge in die 
Kategorien „genehmigungsfähig“ und „nicht genehmigungsfähig“. Sofern eine eindeutige  
Zuordnung in diese Kategorien nicht möglich ist, wird der Antrag in einer Jury-Sitzung beraten 
und entschieden. Bei den Mitgliedern der Jury handelt es sich um Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter des HMD sowie der Hessischen Staatskanzlei, die im Themenbereich „Ehrenamt“ tätig 
sind.  
 
 
Frage 4 Welche Antragsteller (Vereine et cetera) erhielten eine Förderung im Rahmen des Programms? 

Bitte die Namen der Antragsteller, der Empfänger und die Höhe der ausgezahlten Förderung nach 
Monaten und Jahren gegliedert einzeln auflisten. 

 
Zur besseren Übersichtlichkeit sind die geförderten Institutionen der aktuellen Legislaturperiode 
als Anlage 1 beigefügt. 
 
 
Frage 5 Welche Antragsteller (Vereine et cetera) wurden beim Programm „Ehrenamt digitalisiert“ nicht 

berücksichtigt? Bitte die Namen der Antragsteller und die Ablehnungsgründe nach Monaten und 
Jahren gegliedert einzeln auflisten. 

 
Wie bereits in den Vorbemerkungen ausgeführt, handelt es sich bei den Antragstellerinnen und 
Antragstellern um eine Nutzergruppe, die die Antragstellung überwiegend in der Freizeit  
zusätzlich zur ehrenamtlichen Tätigkeit vornimmt. Eine öffentliche Nennung der abgelehnten In-
stitutionen würde die wertvolle ehrenamtliche Arbeit der handelnden Personen in ein negatives 
Licht rücken. Zum Schutz der hier agierenden Personen und des Ehrenamtes werden die  
889 abgelehnten Anträge der aktuellen Legislaturperiode daher mit einer Nummer versehen, die 
der jeweiligen Institution zugeordnet werden kann. 
 
Zur besseren Übersichtlichkeit ist die Übersicht als Anlage 2 beigefügt. Eine vertrauliche An-
lage, die zusätzlich den Namen der Institution enthält, steht den Damen und Herren Abgeordneten 
zur Verfügung. 
 
Die Ablehnungsgründe ergeben sich aus der folgenden Übersicht: 
 
Kriterium „Ganzheitlichkeit“ = 1: 
Die Ganzheitlichkeit der Maßnahme, hier die aufeinander abgestimmten Maßnahmen, die  
umgesetzt werden sollen, ist aufgrund der Angaben in der Projektbeschreibung nicht erkennbar. 
 
Kriterium „Innovation“ = 2: 
Der Innovationsgehalt des Projektes ist aufgrund der Angaben nicht erkennbar beziehungsweise 
nicht ausreichend. 
 
Kriterium „Betätigungsfeld“ = 3: 
Das Förderprogramm hat zum Ziel, solche Maßnahmen zu unterstützen, die im Schwerpunkt auf 
eine Digitalisierung im Bereich der internen Verwaltung oder der inneren Struktur der  
Organisation abzielen. Hierzu zählen insbesondere die Mitgliederverwaltung und die interne  
Organisation mit den jeweiligen Prozessen, Hardware- und Softwarekomponenten sowie  
Schulungs- beziehungsweise Fortbildungsmaßnahmen. Grundsätzlich ist hierbei zu beachten, dass 
das Betätigungsfeld gemäß der FRL nur in einem geringen Umfang (bis zu 25 Prozent) in die 
beantragte Summe einbezogen werden darf. 
 
Im Projekt sollen auch Maßnahmen umgesetzt werden, die der Digitalisierung des originären 
Betätigungsfeldes dienen (zum Beispiel des Vereinsangebots beziehungsweise des Vereins-
zwecks). Die hierauf entfallenden Ausgaben dürfen dabei höchstens 25 Prozent der zuwendungs-
fähigen Gesamtausgaben betragen. 
 
Unterkategorie: Schwerpunkt = 3.1 
Aufgrund der vorliegenden Informationen zum Projekt ist erkennbar, dass das Projekt im Schwer-
punkt auf Maßnahmen der Digitalisierung des originären Betätigungsfeldes abzielt und die Aus-
gaben hierfür den Wert von 25 Prozent überschreiten. 

  



 Hessischer Landtag   ·   21. Wahlperiode   ·   Drucksache 21/3111 5 

 

Unterkategorie: Vermutlich Schwerpunkt = 3.2: 
Aufgrund der vorliegenden Informationen zum Projekt ist davon auszugehen, dass das Projekt im 
Schwerpunkt auf Maßnahmen der Digitalisierung des originären Betätigungsfeldes abzielt und die 
Ausgaben hierfür den Wert von 25 Prozent überschreiten. 
 
Unterkategorie: Aufteilung unklar = 3.3: 
Aufgrund der vorliegenden Informationen zum Projekt ist eine Aufteilung der Ausgaben nicht 
möglich. Es ist daher davon auszugehen, dass die Ausgaben für Maßnahmen der Digitalisierung 
des originären Betätigungsfeldes den Wert von 25 Prozent überschreiten. 
 
Unterkategorie: Ausgaben über 25 Prozent = 3.4: 
Aufgrund der vorliegenden Informationen zum Projekt ergibt sich, dass die Ausgaben für Maß-
nahmen der Digitalisierung des originären Betätigungsfeldes den Wert von 25 Prozent über-
schreiten. Das Projekt entspricht daher nicht den Zielen des Förderprogrammes, wie in der FRL 
beschrieben. 
 
Kategorie „Aussagekraft“ = 4: 
Die Angaben zur Projektbeschreibung sind nicht ausreichend beziehungsweise unvollständig. Die 
fachliche Bewertung des Antrages erfolgte auf Grundlage der gemachten Angaben. 
 
Kategorie „Wirtschaftlichkeit“ = 5: 
Aufgrund der Angaben im Finanzierungsplan ist die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme nicht  
erkennbar. 
 
Kategorie „Individueller Ablehnungsgrund“: 
Individuelle Ablehnungsgründe werden separat ausgewiesen und ausformuliert in der Tabelle. 
 
 
Frage 6 Welche konkreten Schulungsmaßnahmen wurden seit Programmstart mit öffentlichen Mitteln  

finanziert? Bitte Inhalte, Zielgruppen, Teilnehmerkreis und durchführende Organisationen für jede 
Schulungsmaßnahme nach Monaten und Jahren gegliedert darstellen. 

 
Durch das Land werden keine Schulungsmaßnahmen im Rahmen des Förderprogramms  
angeboten. Die Schulungs- beziehungsweise Anleitungsmaßnahmen sind im Rahmen der Projekt-
planung durch die Antragstellerinnen und Antragsteller zu berücksichtigen. 
 
 
Frage 7 Welche konkreten Konsequenzen ergäben sich aus Sicht der Landesregierung, würde das  

Programm „Ehrenamt digitalisiert“ ersatzlos gestrichen? Bitte ausführlich berichten. 
 
Eine Streichung ist nicht beabsichtigt. Der begonnene Weg der Digitalisierung des Ehrenamtes 
würde durch die ersatzlose Streichung beendet werden. Das Ehrenamt als wichtige Säule der 
Gesellschaft würde auf dem Weg in die (digitale) Zukunft allein gelassen werden. Die bisherigen 
Projektumsetzungen zeigen, dass die Mittel des Programms „Ehrenamt digitalisiert“ zielgerichtet 
und effizient eingesetzt werden und einen gesamtgesellschaftlichen Mehrwert schaffen. Die  
Attraktivität des Ehrenamtes – gerade für junge Menschen, die für die Zukunft des Ehrenamtes 
wichtig sind – würde sinken. Hessen ist ein Land des Ehrenamtes und würde mit der ersatzlosen 
Streichung des Programms einen Schritt in die entgegengesetzte Richtung gehen. 
 
 
Frage 8 Aus welchen Gründen ist es den ehrenamtlich tätigen Personen unzumutbar, bereits vorhandene 

private digitale Technik zu nutzen? Bitte ausführlich begründen. 
 
Ehrenamtliche Personen können ihre private digitale Technik nutzen. Hierbei ist Folgendes zu 
berücksichtigen: 
 
• Einhaltung der DSGVO 

Vereinsdaten beinhalten in der Regel personenbezogene Daten, die eine besondere Schutz- 
bedürftigkeit haben. Dementsprechend sind die Daten, wenn sie auf privaten Geräten auf- 
bewahrt werden, entsprechend zu schützen und die Geräte für den Zugriff vor unbefugten 
Personen zu sichern. 

 
• Kompatibilität der Geräte untereinander 

Bei der Nutzung von unterschiedlichen Geräten mit verschiedenen Betriebssystemen bezie-
hungsweise Programmversionen kann dies in der Praxis dazu führen, dass gemeinsam genutzte 
Plattformen (zum Beispiel Videokonferenzsysteme, Programme zur Mitgliederverwaltung) 
nicht einheitlich von allen Geräten aus genutzt werden können. Durch die Nutzung einheitli-
cher Geräte sowie einer zentralen Administration kann dem entgegengewirkt werden. 
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Neben den zuvor genannten Punkten bringt die Nutzung von institutionseigenen Geräten zudem 
folgende Vorteile: 
 
• Kein Informationsverlust bei Funktionswechseln innerhalb der Institution.  

Bei Funktionswechseln können institutionseigene Geräte weitergegeben werden. Neben der  
Erleichterung beim Transfer von Daten und Informationen wird auch die Kontinuität in der 
Aufgabenerledigung durch den neuen Funktionsinhaber gewährleistet. 

 
• Attraktivität des Ehrenamtes wird – gerade für junge Menschen – erhöht. 

Ehrenamt bedeutet, eigene Zeit für die Gemeinschaft einzusetzen. Beim effektiven Einsatz 
dieser wertvollen Ressource spielt die Digitalisierung eine entscheidende Rolle. Institutionsei-
gene Geräte sind in der Regel mobil nutzbar, bieten Zugriff auf die relevanten Daten und sind 
dank einer einheitlichen Administration schnell einsatzfähig. Dies steigert die Attraktivität des  
Ehrenamt und kann dazu beitragen, mehr junge Menschen für diese wertvolle Arbeit zu ge-
winnen. Das Einbringen eigener Ressourcen wie beispielsweise Hardware – unter  
Beachtung der Vorgaben der DSGVO – ist dennoch grundsätzlich möglich.  

 
• Vermeidung von Ungleichheit 

Die Landesregierung möchte das Ehrenamt für alle Menschen der Gesellschaft zugänglich 
machen. Ungleiche finanzielle Voraussetzungen sollen kein Grund dafür sein, keine  
gestaltende Rolle im Ehrenamt einnehmen zu können.  

 
• Gemeinnützige Organisationen 

Gemeinnützige Organisationen profitieren auch von dem genannten Förderprogramm. Die 
Rücklagenbildung in diesem Bereich ist limitiert und so ist es herausfordernd, auch für haupt- 
berufliche Mitarbeitende mit der richtigen technischen Ausstattung stetig vorhalten zu können. 
Das Programm soll auch hier eine Möglichkeit bieten, als Arbeitgeber attraktiv zu bleiben und 
gleichzeitig die Dienstleistungen und Angebote zeitgemäß aufrecht erhalten zu können. 

 
 
Frage 9 Wie will die Landesregierung künftig verhindern, dass die finanziellen Mittel des Programms  

„Ehrenamt digitalisiert“ bereits zu einem frühen Zeitpunkt des Jahres erschöpft sind? Bitte geplante 
Maßnahmen für Bedarfsprognose, Haushaltsaufstockung sowie Priorisierung darlegen. 

 
Neben der ganzjährigen Bewerbung und Beratung für das Förderprogramm stehen den Antrag-
stellenden umfangreiche Unterlagen zur Vorbereitung ihrer Projekte auf der Homepage des  
HMD zur Verfügung. Antragstellerinnen und Antragsteller, die sich nach der Antragsfrist  
melden, werden auf die Newsletter-Funktion (siehe Frage 1) sowie die Unterlagen auf der Home-
page des HMD hingewiesen und sind damit informiert, wenn die nächste Förderperiode startet 
und haben die Möglichkeit, ihren Antrag vorzubereiten. Insofern kann dies als ein stetiger  
Antragsprozess betrachtet werden, der es den Antragstellerinnen und Antragstellern spätestens 
zur nächsten Förderperiode ermöglicht, einen Antrag einzureichen. 
 
Durch die frühe Antragstellung im Jahr verbleibt für die Antragstellerinnen und Antragstellern 
zudem ausreichend Zeit, die geplanten Projekte umzusetzen. Eine weitere Antragstellung bei-
spielsweise in der zweiten Jahreshälfte würde den Umsetzungszeitraum erheblich verkürzen und 
würde sich negativ auf die umzusetzenden Projekte auswirken, da diese unter Zeitdruck um- 
zusetzen wären. 
 
Hinsichtlich der Bedarfsprognose kann aufgrund der Erfahrungen der vergangenen Förder- 
perioden festgestellt werden, dass die jährlich zur Verfügung stehenden Mittel auskömmlich sind, 
um die Anträge, die die Förderkriterien erfüllen, positiv zu bescheiden. Eine Haushaltsauf- 
stockung beziehungsweise Priorisierung ist daher nicht relevant. 
 
 
Wiesbaden, 6. Januar 2026  

Prof. Dr. Kristina Sinemus 
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